
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. §§ 10 und 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und des § 84 der 
Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) hat der Rat der Stadt Oldenburg (Oldb) den Bebau-
ungsplan W-823, bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festset-
zungen sowie den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1  
Art der baulichen Nutzung 

 
(1) In den reinen Wohngebieten (WR) sind zulässig: 
 

1. Wohngebäude, 
2. Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebietes dienen. 

 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
 

1. Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für 
die Bewohner des Gebietes dienen sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

 
2. Sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des 

Gebietes dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 

 
 

§ 2  
Maß der baulichen Nutzung 

 
(1) Die festgesetzten Firsthöhen beziehen sich auf die jeweilige Höhenlage der Bezugspunkte 

(B): 
 
 B 1 mit einer Höhe von 5,97 m über Normalhöhennull (NHN), 
 B 2 mit einer Höhe von 5,45 m über NHN. 
 
 Die Zuordnung der Bezugspunkte zu den einzelnen Baugebieten ist in der Planzeichnung 

festgelegt. 
 
(2) Für gleichseitig geneigte Dächer gilt im reinen Wohngebiet 1 (WR 1) eine maximale 

Firsthöhe von 8,50 m, in den reinen Wohngebieten 2 und 3 (WR 2 und WR 3) von 11,50 m. 
Für andere Dachformen gilt im WR 2 und WR 3 eine maximale Gebäudehöhe von 9,50 m. 
 

(3) Eine Überschreitung der in der Planzeichnung festgesetzten Höhen ist nur ausnahmsweise 
für untergeordnete Dachanbauten und technische Anlagen um bis zu 0,50 m zulässig. 

 
 

§ 3  
Bauweise 

 
Das Überschreiten der Baugrenze ist ausnahmsweise für Eingangsüberdachungen um bis zu 
1,00 m auf bis zu einem Drittel der Gebäudebreite zulässig. 
 
 

§ 4 
Stellplätze, Garagen, Carports, Nebenanlagen und Zufahrten 

 
(1) Garagen, Stellplätze, Carports, Abstellräume sowie sonstige Nebenanlagen, mit Ausnahme 

notwendiger Zufahrten, sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der 
Verkehrsflächen nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind bei Grundstücken, deren 
Hauptgärten entlang der Verkehrsfläche verlaufen, Zäune bis 2,00 m Höhe, wenn sie in 
einem Abstand von mindestens 0,50 m von der Grundstücksgrenze abgerückt werden und in 
einer Höhe von 1,20 m dauerhaft mit einer heimischen Schnitthecke aus Hainbuche, 
Rotbuche, Feldahorn, Weißdorn oder Liguster zur Verkehrsfläche hin eingegrünt werden. 

 
(2) Ausnahmsweise können in den reinen Wohngebieten 2 und 3 (WR 2 und WR 3) Stellplätze 

innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksfläche entlang der Verkehrsfläche zugelassen 
werden. Innerhalb des WR 2 wird die Ausnahme gewährt für Stellplätze, Garagen und 
Carports östlich des Baufensters. Innerhalb des WR 3 wird die Ausnahme gewährt für 
Stellplätze, Garagen und Carports westlich des Baufensters. 

(3) Je Grundstück ist eine Zufahrt in einer Breite von 3 m zulässig.  
 
 

§ 5 
Grünplanerische Festsetzungen 

 
(1) Die als zu erhalten festgesetzten Einzelbäume dürfen nicht beschädigt oder beseitigt werden. 

In der überlaubten Fläche (Kronentraufbereich) sind zum Schutz des Wurzelbereiches 
Aufschüttungen, Abgrabungen, Pflasterungen und andere Bodenversiegelungen, 
Grabenverrohrungen oder -verfüllungen, Veränderungen des Grundwasserspiegels, 
Verdichtungen und sonstige Handlungen, die das Wurzelwerk oder die Wurzelversorgung 
beeinträchtigen können, unzulässig. Ausgenommen sind notwendige Maßnahmen im 
Rahmen der Verkehrssicherungspflicht und fachgerechte Pflegemaßnahmen sowie erfor-
derliche Maßnahmen im Rahmen der Unterhaltung und Erneuerung vorhandener Leitungen, 
Wege und anderer Anlagen und die Herstellung von Erschließungsanlagen innerhalb der 
festgesetzten Verkehrsfläche. Soweit sich diese Eingriffe in den Wurzelbereich der Bäume 
nicht vermeiden lassen, ist der Baumerhalt durch baubegleitende, fachgerechte Schutz- und 
Pflegemaßnahmen sicherzustellen. Während der Bauphase sind am Rand der 
Kronentraufbereiche zuzüglich 1,00 m feststehende, mindestens 2,00 m hohe Baum-
schutzzäune aufzustellen. Eingriffe in festgesetzte Baumbestände sind am Standort durch 
Baumpflanzungen auszugleichen. Die durchwurzelbare Fläche im Bereich der Baumscheibe 
muss mindestens 16 m² betragen. Während der Baumaßnahme ist die DIN 18920 (Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) sowie die 
RAS LP-4 (Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil 4, Landschaftspflege: Schutz von 
Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen) einzuhalten. 

 
(2) Die Flächen mit Bindung für Bepflanzungen sowie zum Anpflanzen von Bäumen und 

Sträuchern sowie sonstigen Bepflanzungen sind mit heimischen, standortgerechten Bäumen 
und Sträuchern gemäß der Gehölzliste 1 (Anlage 1) zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
Vorhandene Bäume und Sträucher sind zu erhalten. Eingriffe in festgesetzte Baumbestände 
bzw. sonstige Abgänge sind am Standort artgleich auszugleichen. 

 
(3) In den öffentlichen Grünflächen sind Anlagen für die Regenrückhaltung inkl. der notwendigen 

Unterhaltungswege zulässig. 
 
(4) Die notwendige Beleuchtung von Straßen und Wegen ist mit insektenfreundlichen Leuchten 

auszuführen. Hierbei ist der neueste Stand der Technik (z. B. LED, Natriumdampflampen) zu 
verwenden. 

 
(5) Die innerhalb der öffentlichen Grünfläche zu erstellenden Fuß- und Radwege sind 

wasserdurchlässig, z. B. als wassergebundene Decken, herzustellen. Eine Beeinträchtigung 
vorhandener Gehölze ist auszuschließen. 

 
(6) Die privaten Grünflächen sind mit standortheimischen Sträuchern gemäß Ziffer 3 - 5 der 

Gehölzliste mit einem Pflanzabstand von 1,50 m als freiwachsende Hecke zwischen 
Bebauung und offener Landschaft zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 
(7) In den öffentlichen Grünflächen entlang der vorhandenen Gehölzbestände sind Abgrabungen,

Aufschüttungen und die Errichtung von Nebenanlagen jeglicher Art, auch von solchen, die 
keiner baulichen Genehmigung bedürfen, unzulässig. 

 
(8) Ebenerdige Stellplatzanlagen sind einzugrünen, indem für je fünf Stellplätze ein stand-

ortheimischer Laubbaum (Hochstamm, dreimal verpflanzt, Stammumfang mindestens 
16/18 cm, gemessen 1,00 m über dem Erdboden) gemäß Ziffer 1 und 2 der Gehölzliste in 
maximal 3,00 m Entfernung zur Stellplatzanlage anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten ist. 
Die durchwurzelbare unbefestigte Fläche im Bereich der Baumscheibe muss mindestens 
16 m² betragen. Abgängige Gehölze sind durch entsprechende Neuanpflanzungen an Ort 
und Stelle zu ersetzen. In die Kronentraufbereiche darf nicht eingegriffen werden, 
Einkürzungen der Leittriebe sind nicht zulässig. 

 
 (9) Private Flächen für das Abstellen von vier oder mehr Kraftfahrzeugen und deren Zufahrt sind 

darüber hinaus durch eine mindestens 1,20 m hohe Umpflanzung in Form einer Schnitthecke 
aus den Arten Hainbuche, Rotbuche, Liguster, Weißdorn oder Feldahorn zu versehen. 

 
 

§ 6 
Zuordnung von Flächen, Maßnahmen und Kosten zum Ausgleich 

 
Hinweis ohne Normcharakter:  
 
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes W-823 sind erstmalig Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten. Ausgenommen hiervon sind die bereits bebauten und versiegelten 
Flächen im nordwestlichen Bereich der alten Hofstelle. Gemäß der Eingriffsbilanzierung besteht 
ein Kompensationsdefizit, das auf internen und externen Flächen ausgeglichen werden muss.  
 
Festsetzung:  
 
Interne Kompensationsmaßnahmen:  
 
-  Entwicklung einer naturnahen öffentlichen Grünfläche als Fläche zum Erhalt, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Natur und Landschaft parallel Schramperweg/Ziegelweg; 
-  Entwicklung eines Mosaiks aus Gehölzpflanzungen, gruppenweise gepflanzten standort-

heimischen Bäumen und Sträuchern, Solitäre (standortheimische Laubbäume als Hochstämme
oder Stammbüsche) in Einzelstellung im Plangebiet im Bereich der Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft; 

-  Entwicklung von grünen Wegeverbindungen zwischen der neuen Wohnbebauung und den 
vorhandenen Wohngebieten. Eine Beeinträchtigung vorhandener Bäume, insbesondere auch 
festgesetzter Bäume, ist auszuschließen. 

 
Externe Kompensationsmaßnahmen:  
 
Die Kompensation ist innerhalb des Naturschutzgebietes (NSG) Everstenmoor umzusetzen. 
Hierfür steht das Flurstück 1/40, Flur 1, Gemarkung Eversten, zur Verfügung (Nebenzeichnung 1). 
 
Hinweis ohne Normcharakter:  
 
Als Kompensationsziel wird ein sog. „Sonstiges Moordegenerationsstadium (MD)“ mit dem 
Wertfaktor 2,5 angestrebt. Folgende Maßnahmen sind notwendig: 
 
Festsetzung:  
 
-  Extensive Schafbeweidung mit ggf. Nachmahd, 
-  Anstau von Gräben durch Verfüllung zur Erhöhung des Wasserstandes. 
 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt durch die Stadt Oldenburg. Die Kosten für 
die Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft werden zu  
 
82 % den Wohnbauflächen,  
16 % den öffentlichen Verkehrsflächen und 
  2 % den privaten Verkehrsflächen 
 
zugeordnet. 

 
§ 7 

Nachrichtliche Übernahmen 
 
Die Gräben entlang der westlichen und südlichen Grenze des Plangebietes sind Gewässer im 
Sinne des Niedersächsischen Wassergesetztes. Sie dürfen nicht ohne Genehmigung der unteren 
Wasserbehörde verändert oder beseitigt werden. 

 
 

§ 8 
Örtliche Bauvorschriften gem. § 84 NBauO 

 
(1) Grundstückseinfriedungen 
 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind an den Grundstücksgrenzen 1,20 m 
(Endhöhe) hohe Schnitthecken aus Hainbuche, Rotbuche, Feldahorn, Weißdorn oder 
Liguster anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind an Ort und Stelle zu ersetzen.
Entlang der privaten Verkehrsflächen sind an den Grundstücksgrenzen auch höhere 
Schnitthecken bis max. 2,00 m (Endhöhe) der zuvor genannten Arten zulässig.  

 
(2) Dach 
 
(2.1) Dachneigung  
 
 In den reinen Wohngebieten 1 (WR 1) sind nur gleichseitig geneigte Dächer mit Dach-

neigungen von mindestens 25° zulässig. Andere Dachformen sind hier nur bei untergeord-
neten Nebengebäuden zulässig. 

 
(2.2) Dacheindeckung 
 
 Für die Eindeckung der geneigten Dächer sind nur nicht glänzende Tonziegel oder Beton-

dachsteine in Rot-, Grau- und Brauntönen zulässig. Ausgenommen sind Dachflächen für die 
Gewinnung regenerativer Energien (Solardächer) sowie Dächer, die für eine Dachbegrünung 
vorgesehen sind.  

 
 (2.3) Farbmuster 
 
 Für die in Nr. 2.2 festgesetzten gestalterischen Maßgaben der Dächer sind nachstehend 

aufgeführte Farbmuster nach dem Farbregister RAL 840 HR einzuhalten, hierbei sind 
Zwischentöne zulässig, sofern sie sich aus dem angegebenen Farbspektrum ergeben. 

 
Farbton "Rot" Farbton "Rotbraun" Farbton "Anthrazit" 

2001 (Rotorange) 3003 (Rubinrot) 7012 (Basaltgrau) 
2002 (Blutorange) 3009 (Oxidrot) 7016 (Anthrazitgrau) 

2008 (Hellrotorange) 3011 (Braunrot) 7015 (Schiefergrau) 
2010 (Signalorange) 8004 (Kupferbraun) 7024 (Graphitgrau) 
3000 (Feuerrot) 8012 (Rotbraun)  
3002 (Karminrot) 8015 (Kastanienbraun)  
3013 (Tomatenrot) 4004 (Bordeauxviolett)  

 
(2.4) Dächer bei Doppelhäusern und Hausgruppen 
 
 In den reinen Wohngebieten 1, 2 und 3 ist je Doppelhaus und Hausgruppe nur eine 

einheitliche Dachform sowie eine einheitliche Form und Farbe der Dacheindeckung zulässig. 
 
(3) Anlagen zum Sammeln von Müll 
 
 Mülltonnen und Müllbehälter sind durch Einhausungen oder Eingrünungen der Sicht zu 

entziehen. Die Einhausung ist intensiv zu begrünen und entweder durch Hecken oder durch 
rankende, kletternde oder selbstklimmende Pflanzen zu bepflanzen. 

 
(4) Begrünung von Stellplätzen, Carports und Garagen  
 
 Stellplätze, Carports sowie die Fassaden von Garagen sind zu den öffentlichen Ver-

kehrsflächen und den Fuß- und Radwegen gemäß der anliegenden Gehölzliste (Anlage 1) 
hin zu begrünen. 

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig handelt, wer den in § 8 dieser Satzung genannten örtlichen Bauvorschriften 
zuwider handelt (§ 80 NBauO). 
 
Oldenburg, 
 
 
________________ 
 Oberbürgermeister 


